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Zl.: 004-1-GR/005/2019 - 22. S.i.d.P. 

Verhandlungsschrift 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Unterweitersdorf 

am Donnerstag, den 12.12.2019 im Gemeindeamt - Sitzungssaal 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr 

Anwesende: 

Bürgermeister als Vorsitzender 

Herr Wilhelm Wurm SPÖ 

Gemeindevorstandsmitglieder 

Frau Dipl.-Ing. (FH) Renate Oitzl SPÖ 

Herr Mag.rer.soc.oec. Günther Zillner SPÖ 

Herr Dipl.-Ing. Johannes Matzinger ÖVP 

Herr Anton Winkler ÖVP 

Herr Josef Aichinger ÖVP 

Gemeinderatsmitglieder 

Herr Herbert Puchner SPÖ Herr Franz Dürr SPÖ 

Herr Mag. Klaus-Jürgen Guldner SPÖ Herr BSc Hannes Plank ÖVP 

Herr Ing. Gerald Engleitner SPÖ Herr Markus Krieger ÖVP 

Herr Rene Wöckinger SPÖ Herr Erwin Pachner ÖVP 

Herr Mario Mayrwöger SPÖ Frau Irmgard Schwarzenberger ÖVP 

Frau Ute Schweighofer SPÖ Herr Anton Kapplmüller BUNT 

Frau Andrea Lukas SPÖ 

Gemeinderats-Ersatzmitglieder 

Herr Mag. phil. Dr. rer. nat. Martin Pachinger

SPÖ 

Herr Rudolf sen. Brandstetter SPÖ Vertretung für Frau Sabine Schwarzendorfer 

Herr Ronald Wurm SPÖ Vertretung für Herrn Ing. Anton Puchner 

Frau Rosina Gstöttenmayr ÖVP Vertretung für Frau Mag. theol. Michaela Alexander 

Herr Jürgen Matzinger ÖVP Vertretung für Herrn Ing. Klaus Samhaber 

Entschuldigt fehlen: 

Gemeinderatsmitglieder 

Herr Ing. Anton Puchner SPÖ Frau Mag. theol. Michaela Alexander ÖVP 

Frau Sabine Schwarzendorfer SPÖ Herr Ing. Klaus Samhaber ÖVP 

Unentschuldigt fehlen: 

Gemeinderatsmitglieder 

Herr Barnreiter Karl   BUNT 

Gemeindeamt Unterweitersdorf 
4210 Unterweitersdorf, Gusentalstraße 1A 

Tel.: 07235-63014-0  Fax: 07235-63014-13 
http://www.unterweitersdorf.at 
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Der Leiter des Gemeindeamtes (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF): 
Gde.Sekr. Matzinger Christian 

 

Fachkundige Personen (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF.): 
Keine 

 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF.): 
Gde.Sekr. Matzinger Christian u. VB Lehner Gerhard 

 

Anzahl Zuhörer: 1 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

1. die Sitzung von ihm, dem Bürgermeister, einberufen wurde; 

2. die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Er-

satzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 29.11.2019 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt 

ist und die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich 

kundgemacht wurde; 

3. die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

4. die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 26.09.2019 am 03.10.2019 zur Einsicht aufge-

legt wurde und während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungs-

schrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

5. Als Mitunterfertiger für das bei der Sitzung aufliegende Protokoll werden gemäß § 54 Abs. 5 Oö. 

GemO. 1990 idgF. von den Fraktionen folgende Personen namhaft gemacht:    

     

SPÖ: Zillner Günther ÖVP: Matzinger Johannes BUNT: Kapplmüller Anton 

  

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

 

Das Gemeinderat-Ersatzmitglied Wurm Ronald wird von Bgm. Wurm angelobt – dies wird in der 

Niederschrift über die Angelobung des Gemeinderates und Ersatzmitglieder vom 05.11.2015 ver-

merkt. 

 

Weiters wurde Brandstetter Rudolf sen. in den Gemeinderat berufen. 

 

Danach wird eine Gedenkminute an den verstorbenen Vizebürgermeister Rudi Brandstetter abgehal-

ten. 

 

 

 

Tagesordnung, Beratungsverlauf, Anträge, Beschlüsse: 
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Zu 1.  Berichte, Informationen und Stellungnahmen des Bürgermeisters 
 

Bgm. Wurm berichtet über folgendes: 

Am 28.10.2019 hat es eine Besprechung in Wartberg/Aist bezüglich RegioTram mit Vertretern des 

Landes OÖ. gegeben. Eine Ausschreibung für die Planung einer Detailstudie soll im Frühjahr 2020 

erfolgen. Von Engerwitzdorf ist noch eine Haltestellenänderung eingebracht worden. Die                                         

Haltestelle soll in die Nähe des Gemeindeamtes, also ins Ortszentrum umgeplant werden. 

 

Am 12.11.2019 hat mit der BH-Verkehrsbehörde eine Begehung stattgefunden. Folgende Maßnahmen 

wurden besprochen: 

 

1. Beim neuen Straßenteiler am Sportplatz wurde eine Verlegung der Ortstafel vor den Straßenteiler 

von Gallneukirchen kommend diskutiert. 

      Die Verlegung wird von den Sachverständigen als wenig sinnvoll betrachtet und abgelehnt. 

 

2. Die Verlegung der 70 km/h-Tafel bei der Ausfahrt Oberwögern Richtung Gemeindegebiet Gall-

neukirchen wird auch abgelehnt, da die Sicht dort ausreichend ist. 

 

3. Geschwindigkeitsbeschränkung von 100 auf 70 km/h zwischen Auwiese und Radingdorf 

wird von Sachverständigen abgelehnt.  

Um für Radingdorf eine Geschwindigkeitsverminderung zu erreichen, wird vom Straßenmeister 

eine bauliche Maßnahme geprüft.  

 

 

 

 

Zu 2.  Nachwahl in den Gemeindevorstand und Wahl des Vizebürgermeisters 
 

Sachverhalt: 

Vizebürgermeister Brandstetter Rudolf ist am 05.11.2019 verstorben und es ist damit eine Nachwahl 

der SPÖ-Fraktion in den Gemeindevorstand durchzuführen. 

 

Abstimmungsart: 

Grundsätzlich ist eine geheime, schriftliche Fraktionswahl notwendig, wenn der Gemeinderat keine 

andere Abstimmungsart einstimmig beschließt. 

 

Wahlvorschlag: 

Gemäß § 26 (3) der Oö. GemO. 1990 idgF. bringt die SPÖ-Fraktion entsprechend den Bestimmungen 

der § 28 u. 29 Oö. GemO. 1990 folgenden schriftlichen Wahlvorschlag, der vom Vorsitzenden auf die 

Gültigkeit geprüft wurde, ein: 

 

Wöckinger Rene 

 

Bgm. Wurm stellt den Antrag, über den eingebrachten Wahlvorschlag mittels Handzeichens abzu-

stimmen. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss über Abstimmungsart: 

Mittels einstimmigen Handzeichens wird der Antrag von Bgm. Wurm auf Abstimmung mittels Hand-

zeichens genehmigt. 

 

Wahlergebnis: 

Die anschließenden Fraktionswahlen mittels Handzeichens ergeben folgendes: 

 SPÖ-Fraktion:   14 Stimmen mit "Ja" 
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Wahl des Vizebürgermeisters: 

Gemäß § 27 Oö. GemO. 1990 idgF. ist der Vizebürgermeister aus dem Kreis der übrigen Mitglieder 

des Gemeindevorstandes auf Grund von Wahlvorschlägen zu wählen. Ist nur ein Vizebürgermeister zu 

wählen, so ist er von den Gemeinderatsmitgliedern der stärksten im Gemeinderat vertretene Wahlpar-

tei (SPÖ) zu wählen. 

 

Abstimmungsart: 

Grundsätzlich ist eine geheime, schriftliche Fraktionswahl notwendig, wenn der Gemeinderat keine 

andere Abstimmungsart einstimmig beschließt. 

 

Wahlvorschläge: 

Gemäß § 26 (3) der Oö. GemO. 1990 idgF. bringen die Fraktionen entsprechend den Bestimmungen 

der § 28 u. 29 Oö. GemO. 1990 folgenden schriftlichen Wahlvorschlag, der vom Vorsitzenden auf die 

Gültigkeit geprüft wurde, ein: 

 

Wöckinger Rene 

 

Bgm. Wurm stellt den Antrag, über den eingebrachten Wahlvorschlag mittels Handzeichens abzu-

stimmen. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss über Abstimmungsart: 

Mittels einstimmigen Handzeichens wird der Antrag von Bgm. Wurm auf Abstimmung mittels Hand-

zeichens genehmigt. 

 

Wahlergebnis: 

Die anschließenden Fraktionswahlen mittels Handzeichens ergeben folgendes: 

 SPÖ-Fraktion:   14 Stimmen mit "Ja" 

 

 

 

 

 

Zu 3.  Nachwahlen/Änderungen bei den Ausschüssen, Personalbeirat und Vertreter der 

Organe außerhalb der Gemeinde 
 

Sachverhalt: 

Seitens der SPÖ-Fraktion wurden folgende Änderungen mittels Wahlvorschlag eingebracht: 
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Beschluss über Abstimmungsart: 

Bgm. Wurm bringt den Wahlvorschlag zur Kenntnis und stellt den Antrag, dass die Fraktionswahl per 

Handzeichen durchgeführt werden soll. 

 

Mittels einstimmigen Handzeichens wird der Antrag auf Abstimmung mittels Handzeichens beschlos-

sen. 

 

Wahlergebnis: 

Die anschließende Abstimmung (Fraktionswahlen) mittels Handzeichens ergibt folgendes: 

1) Nachwahl Personalbeirat 

SPÖ-Fraktion   14 Stimmen mit „JA“ 

 

2) Nachwahl Ausschüsse 

SPÖ-Fraktion   14 Stimmen mit „JA“ 

 

3) Nachwahl Vertreter Organe außerhalb der Gemeinde 

SPÖ-Fraktion   14 Stimmen mit „JA“ 

 

Abschließend bringt Bgm. Wurm noch die Änderung des Fraktionsobmann-Stv. bei der SPÖ-

Fraktion zur Kenntnis: 

 
 

 

 

Zu 4.  Örtlicher Prüfungsausschuss - Prüfberichte vom 30.09.2019 und 18.11.2019 
 

S a c h v e r h a l t : 
Der Prüfungsausschuss hat am 30.09.2019 und 18.11.2019 Prüfungsausschuss-Sitzungen abgehalten, 

worüber die Berichte vorliegt. Diese Berichte samt Verhandlungsschriften wurde den Fraktionen mit 

der Einladung zu dieser Sitzung übermittelt (§ 91 (4) Oö. GemO. 1990 idgF.). 

Gemäß § 91 (4) O.ö. GemO. 1990 ist jeder Bericht des Prüfungsausschusses dem Gemeinderat (inner-

halb von 12 Wochen ab Unterfertigung) vorzulegen. 
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Stellungnahme des Bürgermeisters: 

Prüfungsergebnis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Prüfungsausschussobm.-Stv. Krieger berichtet im Sinne des Sachverhalts und verliest die Prüfbe-

richte.  

Buchhalter Lehner gibt noch bekannt, dass wir inzwischen für den Gehsteig Hattmannsdorf/Tumbach 

einen Landesbeitrag aus Verkehrssicherheitsmitteln in Höhe von € 38.000,00 erhalten haben. 

 

Beschlussvorschlag: 

 Kenntnisnahme (mit Abstimmung) 

 

 

Beschluss: 

Die Prüfberichte vom 30.09.2019 und vom 18.11.2019 werden zur Kenntnis genommen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 
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Zu 5.  Resolution „Finanzielle Entlastung der Gemeinden durch Abschaffung der Lan-

desumlage“ 
 

Sachverhalt: 

Dieser Punkt wurde auf Grund des Antrages der SPÖ-Fraktion vom 27.11.2019 (Antragsteller Frakti-

onsobmann Zillner Günther) auf die Tagesordnung genommen. 

 

Folgender Resolutionsbeschluss wird vorgeschlagen: 

 

An den 

Oö. Landtag 

Landhausplatz 1 

4021 Linz 

 

 

RESOLUTION 

der Gemeinde Unterweitersdorf 

betreffend die finanzielle Entlastung der oberösterreichischen Gemeinden 

 

Von den Gebietskörperschaften unserer Republik stehen die Gemeinden im direktesten Kontakt mit 

den Bürgerinnen und Bürgern. Sie sind die ersten Anlaufstellen für deren Anliegen und haben in den 

letzten Jahren immer wieder zusätzliche Aufgaben erhalten. Leider hat die finanzielle Ausstattung 

nicht mit diesem Mehr an Verantwortung Schritt gehalten.  

 

Beispielhaft dafür ist der negative Transfersaldo der oberösterreichischen Gemeinden und Gemeinde-

verbände gegenüber dem Land. Haben sie noch zu Beginn der aktuellen Legislaturperiode rund 278 

Millionen Euro mehr an das Land Oberösterreich abgeliefert, als sie vom Land zurückbekommen ha-

ben, steigt die Belastung bis zum Ende der Periode 2021 auf 467 Millionen Euro an (Transfersaldo 

laut Rechnungsabschlüsse bzw. Voranschläge des Landes, bereinigt um BZ-Mittel und Pflegefondszu-

schüsse des Bundes). Nächstes Jahr steuern die Städte und Gemeinden 445 Millionen netto zum aus-

geglichenen Landeshaushalt bei, über die gesamte Legislaturperiode hinweg sind es rund 2,4 Milliar-

den Euro! 

 

2019 Zahlung an Land OÖ.  € 648 000,00 

Erhalten von Land   € 588 000,00 

Ergibt einen Abgang  €  60.000,00 

 

Der einfachste Weg, um diese Schieflage im landesinternen Finanzausgleich zumindest teilweise zu 

beseitigen, wäre die ersatzlose Abschaffung der Landesumlage. Dazu müsste der Oö. Landtag ledig-

lich das Oö. Landesumlagegesetz 2008 aufheben. 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Unterweitersdorf ersucht daher den Oö. Landtag,  

die oberösterreichischen Gemeinden – zumindest ab Beginn der nächsten Legislaturperiode – 

durch eine Abschaffung der Landesumlage finanziell zu entlasten. 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Antragsteller, GV Zillner berichtet im Sinne des Sachverhalts und verliest die Resolution. Danach 

stellt er gemäß Beschlussvorschlag den Antrag auf Genehmigung. 

 

Bgm. Wurm erläutert noch einige Zahlen wie folgt: 

 

Die Ertragsanteile 2020 betragen € 1,923.200,00. Vom Land Oö. wurden vorher bereits 12,8 %   (€ 

246.170,00) für die Verteilung von BZ-Mitteln abgezogen. 

Wir müssen dann an das Land eine Landesumlage in der Höhe von € 89.400,00 abliefern. 

Das sind insgesamt € 335.570,00, die uns im Haushalt fehlen. Wir erhalten zwar für Projekte wieder 

BZ- Mittel, die wir aber nicht benötigen würden, wenn wir die gesamten Ertragsanteile erhalten wür-

den und die Landesumlage, wie in Niederösterreich, nicht abgeliefert werden müsste.  

Weiters ist die Sozialhilfeumlage auf € 588.300,00 gestiegen, um € 50.000,00 mehr als 2019. 

 

GV DI Matzinger spricht die Abschaffung des Pflegeregresses an, wodurch natürlich die Sozialhil-

feumlage gestiegen ist. Er betont, dass die Landesumlage ein Finanz- und Solidaritätsausgleich zwi-

schen ärmeren und reicheren Gemeinden ist. Es müsse natürlich etwas geschehen, aber nur diesen 

einen Punkt herauszupicken ist ihm zu wenig.  

 

Beschlussvorschlag: 

 Genehmigung Resolution 

 

Beschluss: 

Die Resolution wird genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: 15 Ja-Stimmen (SPÖ+BUNT), 9 Nein-Stimmen (ÖVP-Fraktion) 

 

 

 

 

 

Zu 6.  Förderrichtlinien Zuschuss Semestertickets für Studenten 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeindevorstand hat bisher die Zuschüsse auf Grund von „Einzelbeschlüssen“ vergeben. 

Es wurde daher die Ausarbeitung von Förderrichtlinien vorgeschlagen. 

 

An manchen Studienorten (zB Wien) gibt es Ermäßigungen für Semestertickets für den öffentlichen 

Verkehr, wenn die Studenten den Hauptwohnsitz an den Studienort verlegen. Um Studenten, die den 

Hauptwohnsitz in der Gemeinde Unterweitersdorf belassen zu unterstützen, beschließt der Gemeinde-

rat folgende Förderrichtlinien. 

 

Förderrichtlinien Zuschuss für Semestertickets für Studenten 
 

Art des Studiums / Universität 

Studenten und Studentinnen an einer öffentlichen Universität, Privatuniversität, Fachhochschule, Pä-

dagogischen Hochschule mit Studienstandort in Österreich. 

 

Art des Tickets 

Semestertickets für Studenten (personalisierte Dauertickets), die am Studienort bzw. zum Studienort 

verwendet werden. 
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Förderhöhe 

50 % des Semestertickets bzw. max. 75,00Euro pro Semester  
 

Alter 

Die Förderung kann längstens bis zum vollendeten 25. Lebensjahr bezogen werden. (inklusive Studi-

ensemester in das der 25. Geburtstag fällt).  

 

Förderzeitraum 

Das Förderansuchen ist im laufenden Semester zu stellen.  

Wintersemester: 1. Oktober bis Ende Februar 

Sommersemester: 1. März bis 30. September.  

Bereits absolvierte/vergangene Semester werden nicht rückwirkend gefördert. 

 

Nachweise 

Dem Förderungsansuchen sind die Inskriptionsbestätigung (Fortsetzungsbestätigung des laufenden 

Semesters), sowie eine Kopie des personalisierten Semestertickets (Foto oder Rechnungskopie) beizu-

fügen 

 

Hauptwohnsitz 

Für Studenten/Studentinnen mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde Unterweitersdorf. Der Hauptwohn-

sitz muss für die Dauer der Gültigkeit des Semestertickets in der Gemeinde Unterweitersdorf bleiben. 

 

Sonstiges: 

a) Im Falle von Unklarheiten entscheidet der Gemeindevorstand über die Förderauszahlung.  

b) Doppelförderungen sind ausgeschlossen. 

c) Wird während des laufenden Semesters der Hauptwohnsitz aufgegeben, ist die Förderung zur 

Gänze zurückzuzahlen. 

d) Auf die Gewährung der Förderung besteht kein Rechtsanspruch. 

e) Die Richtlinien treten mit 01.01.2020 in Kraft und gelten bis auf Widerruf. 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. Wurm berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvorschlag. 

GV DI Oitzl befürwortet diese Unterstützung für Studenten. 

 

Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 25.11.2019): 

 Genehmigung Förderrichtlinien 

 

Beschluss: 

Die Förderrichtlinien werden genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 
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Zu 7.  Loibersdorf - Bereich Grundstücke 2869, 2870, 2871, 2895/4 und 2895/5; Verord-

nung Neuplanungsgebiet 
 

Sachverhalt: 

Im Zuge der Erstellung des Bebauungsplanes Nr. 5 wurde für einen Teilbereich in Loibersdorf ein 

Parzellierungs- und Erschließungskonzept vom Ortsplaner erstellt, das mit den betroffenen Grundei-

gentümern abgesprochen wurde. 

Nunmehr hat ein betroffener Grundeigentümer eine Änderung der Grundgrenzen samt Antrag auf 

Bauplatzbewilligung eingereicht, die diesem Konzept widerspricht.  

 

Es ist daher vorgesehen, einen Bebauungsplan auf Basis dieses Parzellierungs- und Erschließungskon-

zeptes zu erstellen. 

 

Damit die Umsetzung des zukünftigen Bebauungsplanes sichergestellt ist, wird eine Neuplanungsge-

bietsverordnung wie folgt erlassen: 

 
Kundmachung 

 
betreffend die Verhängung eines Neuplanungsgebietes. 
Der Gemeinderat der Gemeinde Unterweitersdorf hat in seiner Sitzung vom 12.12.2019 die nachste-
hende Verordnung betreffend die Verhängung eines Neuplanungsgebietes beschlossen: 
 

Verordnung 
 

§ 1 
Gemäß § 45 Abs. 1 O.ö. Bauordnung 1994, LGBl 66/1994 idgF, wird ein Teilgebiet der Ortschaft Loi-
bersdorf (Katastralgemeinde Unterweitersdorf) zum Neuplanungsgebiet erklärt. 
 

§ 2 
Die Grenzen des Neuplanungsgebietes 
a) sind aus dem angeschlossenen Katasterauszug „Skizze Entwurf Abrundung Loibersdorf Nr. 4-6“, 

der einen Teil dieser Verordnung bildet, ersichtlich. 
 

§ 3 
Im Gebiet des Neuplanungsgebietes 
a) ist die Erstellung eines Bebauungsplanes vorgesehen. Der Bebauungsplan soll neben einer ent-

sprechenden Bebauung die Bauplatzgrenzen und die Aufschließung regeln. 
 
 

§ 4 
Die Erklärung zum Neuplanungsgebiet hat die Wirkung, dass für das angeführte Gemeindegebiet 
Bauplatzbewilligungen (§ 5 O.ö. BauO), Bewilligungen für die Änderung von Bauplätzen und bebau-
ten Grundstücken (§ 9 O.ö. BauO) und Baubewilligungen – ausgenommen Baubewilligungen für 
Bauvorhaben gem. § 24 (1) Z 4 O.ö. BauO – nur ausnahmsweise erteilt werden dürfen, wenn nach 
der jeweils gegebenen Sachlage anzunehmen ist, dass die beantragte Bewilligung die Durchführung 
des künftigen Flächenwidmungs- bzw. Bebauungsplanes nicht erschwert oder verhindert (§ 45 Abs 2 
O.ö. BauO). 
 

§ 5 
Die gegenständliche Verordnung über die Erklärung zum Neuplanungsgebiet wird zwei Wochen 
nach ihrer Kundmachung rechtswirksam.  
 

§ 6 
Obige Verordnung über die Erklärung zum Neuplanungsgebiet tritt entsprechend dem Anlass, aus 
dem sie erlassen wurde, mit dem Rechtswirksamwerden des neuen Bebauungsplanes, spätestens 
jedoch nach zwei Jahren außer Kraft, wenn sie nicht verlängert wird. 
Der Gemeinderat kann die Erklärung zum Neuplanungsgebiet durch Verordnung höchstens zweimal 
auf je ein weiteres Jahr verlängern. 
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Eine darüber hinausgehende Verlängerung auf höchstens zwei weitere Jahre kann durch Verord-
nung des Gemeinderates erfolgen, wenn sich die vorgesehene Erlassung oder Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes/Bebauungsplanes ausschließlich deswegen verzögert, weil überörtliche Pla-
nungen berücksichtigt werden sollen. Eine solche Verordnung bedarf der Genehmigung der Landes-
regierung, die zu erteilen ist, wenn mit einer Fertigstellung und Berücksichtigung der überörtlichen 
Planung innerhalb der weiteren Verlängerungsfrist gerechnet werden kann. Auch im Fall einer Ver-
längerung tritt die Verordnung mit dem Rechtswirksamwerden des neuen Plans oder der Änderung 
des Plans außer Kraft. 

 

 
 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obfrau DI (FH) Oitzl berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

Bgm. Wurm betont nochmals, dass eine Regelung erforderlich ist. 

GV DI Matzinger erkundigt sich, ob diese Vorgangsweise hinsichtlich des Antrages eines Grundbe-

sitzers gesetzeskonform ist, was von Gde.Sekr. Matzinger bestätigt wird. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 09.12.2019): 

 Genehmigung Verordnung lt. Sachverhalt 

 Einleitung Verfahren Erstellung Bebauungsplan für das betroffene Gebiet 
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Beschluss: 

Die Verordnung wird genehmigt und die Einleitung des Verfahrens Erstellung Bebauungsplan 

für das betroffene Gebiet wird beschlossen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

Zu 8.  Schutzgebietserweiterung Brunnen Anlage I - Vereinbarungen mit Grundeigen-

tümern 
 

Sachverhalt: 

Die Gemeinde Unterweitersdorf hat von der Wasserrechtsbehörde den Auftrag erhalten, das Schutz-

gebiet des Brunnens anzupassen. 

Mit Gemeindevorstandbeschluss vom 08.03.2018 wurde die Fa. „GUT Gruppe Umwelt + Technik 

GMBH“ mit der Erstellung des Projekts beauftragt, das anschließend bei der Behörde eingereicht 

wurde. 

Am 18.11.2019 fand die Wasserrechtsverhandlung statt, wobei vor Bescheiderlassung der Behörde 

entsprechende Vereinbarungen mit den betroffenen Grundbesitzern erforderlich sind. 

 

Die Oö. Landwirtschaftskammer hat die Entschädigungen für die von der Schutzgebietserweiterung 

betroffenen Grundflächen wie folgt berechnet: 
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Auf Basis dieser Berechnung wurden mit den Grundeigentümern Stingeder, Plank und Hauschka ent-

sprechende Vereinbarungen (lt. Beilagen) abgeschlossen. 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obfrau DI (FH) Oitzl berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (Antrag lt. Sitzung vom 09.12.2019): 

 Genehmigung Vereinbarungen 

 

Beschluss: 

Die vorliegenden Vereinbarungen mit den Grundbesitzern werden genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 
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Zu 9.  Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Unterweitersdorf + Co 

KG - Haushaltsvoranschlag 2020 
 

Sachverhalt: 

Der Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Unterweitersdorf & Co KG hat den Voran-

schlag für das Jahr 20209 erstellt und der Gemeinde auf Grund des Gesellschaftsvertrages vom 

23.06.2009 gemäß Pkt. 5.2 zur Genehmigung übermittelt. 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. Wurm berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvorschlag. 

Gde.Sekr. Matzinger erläutert die Details anhand des Berichtes. Die vorgesehene Transferzahlung 

von der Gemeinde an die KG zur Aufrechterhaltung des Betriebes beträgt € 13.000,00. Auch in den 

nächsten Jahren gibt es hier kaum Veränderungen. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag: 

 Genehmigung Voranschlag samt MFP 

 

Beschluss: 

Der Haushaltsvoranschlag und der Mittelfristige Finanzplan 2020-2024 werden genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

Zu 10.  Haushaltsvoranschlag und Steuerhebesätze 2020 und Mittelfristiger Finanzplan 

2020-2024 
 

Sachverhalt: 

Gemäß § 74 O.ö. GemO. 1990 hat die Führung des Gemeindehaushaltes nach dem Gemeindevoran-

schlag zu erfolgen. Dieser ist für jedes Haushaltsjahr so zeitgerecht zu erstellen und zu beschließen, 

dass er mit Beginn des Haushaltsjahres in Wirksamkeit treten  kann. Gleichzeitig ist der Dienstpos-

tenplan festzusetzen. 

Gemäß § 76 hat der Bürgermeister alljährlich vor Ablauf des Haushaltsjahres dem Gemeinderat den 

Entwurf des Gemeindevoranschlages vorzulegen. Er hat den Entwurf so zeitgerecht zu erstellen, dass 

der Gemeinderat hierüber noch vor Beginn des Haushaltsjahres Beschluss fassen kann. 
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Weiters ist der Entwurf vor Vorlage an den Gemeinderat eine Woche öffentlich unter dem Hinweis 

aufzulegen, dass jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen kann, innerhalb der Auf-

legungsfrist gegen den Entwurf schriftliche Erinnerungen beim Gemeindeamt einbringen kann. Wei-

ters ist dieser auf der Homepage der Gemeinde bereitzuhalten. 

Der Voranschlag wurde in der Zeit vom 04.12.2019 bis 11.12.2019 öffentlich aufgelegt bzw. auf die 

Homepage gestellt, in dieser Frist sind keine Erinnerungen und Anträge eingebracht worden. 
 

Der Voranschlag 2020 setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 

 

 

 

Der Haushaltsvoranschlag 2020 und der Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan liegen vor und ist 

somit Teil des Beschlusses.   
 

Reihung der neuen Projekte: 

1) Amtshaus Sanierung/Erweiterung 

2) Sanierung Sportanlage 

3) Fernwasserverband BA 17 

4) Zubau einer Klärschlammpresse 

5) Straßenbauprogramm 2020 – 2022 

6) Ortsentwicklung 2025 – Umsetzung Projekte 

7) Bauhof – Ankauf Fahrzeuge/Geräte/Maschinen 

8) Ankauf FF-Fahrzeuge 
 

 

C. Steuerhebesätze 
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D. Dienstpostenplan (lt. GR-Beschluss vom 14.03.2019) 

 

 

E. Höchstbetrag der Kassenkredite 

 
 

F. Gesamtbetrag Darlehen und Rücklagen 

 
Schuldenentwicklung Euro 

mit 01.01. 4,714.400,00 
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Zugang 0,00 

Abgang 297.200,00 

Stand 31.12. 4,417.200,00 

Zinsenaufwand 31.500,00 

Schuldendienstersätze 245.700,00 

Nettoaufwand für Darlehen 83.000,00 

 

 
 

 

G. Essensbeitrag für Schülerausspeisung (unverändert gegenüber 2019)  

 Kinder € 3,20 

 Erwachsene mit € 4,00  

 

H. Beitrag Kindergartentransport (unverändert gegenüber 2019) 

Der Beitrag wird auf € 18,00 pro Kind und Monat (11x) erhöht. 

 

I. Bastelbeitrag Kindergarten (ausgabendeckend) 

€ 9,00/Monat (11x) 

 

J. Transportkosten+Eintritte Volksschüler Hallenbad 

Ab 01.01.2012 werden nur mehr die Eintrittskosten übernommen. Die Transportkosten müssen die 

Eltern zahlen. 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. Wurm berichtet im Sinne des Sachverhalts und er erwähnt, dass der Voranschlag erstmalig 

nach der VRV 2015 zu erstellen war. Er hält fest, dass es sehr schwierig ist, das neue Zahlenwerk zu 

durchschauen. Er bedankt sich bei den damit beschäftigten Bediensteten für die geleistete Arbeit und 

stellt den Antrag lt. Beschlussvorschlag. 

Anschließend erläutert Gde.Sekr. Matzinger die Details. Er erwähnt, dass wir das ganze Jahr über 

mit der Vermögensbewertung des Gemeindeeigentums beschäftigt waren und diese Arbeit sehr inten-

siv und aufwändig war. Es mussten auch alle Straßen aufgenommen, vermessen und deren Zustand 

bewertet werden. Im neuen System gibt es einen Drei-Komponenten-Haushalt, bestehend aus einem 

Finanzierungshaushalt, einem Ergebnishaushalt und einen Vermögenshaushalt. 

Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit ergibt für das Haushaltsjahr 2020 ein Plus von € 

280.200,00. Im Finanzierungshaushalt wird ein Überschuss von € 251.400,00 (Liquide Mittel) und im 

Ergebnishaushalt ein Überschuss von € 22.300,00 ausgewiesen. 

Er erläutert die Reihung der Projekte im Detail und erwähnt, dass keine Darlehensaufnahmen vorge-

sehen sind. Er berichtet über die Rücklagen- und Schuldenentwicklung und über die Gebührenkalku-

lation, die auch nach einem neuen System zu erstellen ist. Der Kostendeckungsgrad liegt bei der Was-

serversorgung bei etwa 100% und bei der Abwasserbeseitigung bei ca. 150%.  Beim Wasserbetrieb 

wird der Überschuss zur Gänze und beim Kanalbetrieb € 120.000,00 den jeweiligen Rücklagen zuge-

führt. Vom restlichen Überschuss aus dem Kanalbetrieb werden ca. € 70.000,00 für den Straßenbau 

verwendet und damit begründet, dass ein innerer Zusammenhang für die Straßensanierungen aufgrund 

der Schäden durch den Kanalbau gegeben ist. Zukünftig können eventuell auch Einmaltilgungen an-

gedacht werden. Durch die Erhöhung bei den Abfallgebühren ist im Abfallbereich ein Ausgleich mög-

lich und beim Nahwärmebetrieb ist leider ein geringer Abgang zu verzeichnen. 
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Bgm. Wurm erwähnt noch, dass an einer Empfehlung zu den Erläuterungen der Mindestgebühren u. 

innerer Zusammenhang gearbeitet wird.  

Gde.Sekr. Matzinger meint dazu, dass sie sich was überlegen werden müssen, ansonsten wird die 

Anzahl der Abgangsgemeinden wieder stark steigen. 

GV DI Oitzl gibt zu verstehen, dass es schwierig ist, das Ganze nachzuvollziehen, weil keine Ver-

gleiche möglich sind. 

Auch GV DI Matzinger meint, dass das umfangreiche Zahlenwerk schwer zu verstehen und verwir-

rend ist und er bedankt sich für die intensive Arbeit bei der Erstellung des Voranschlages. 

 

Beschlussvorschlag: 

 Genehmigung lt. Sachverhalt  

 

Beschluss: 

Der Haushaltsvoranschlag samt allen Beilagen wird genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis über Voranschlag 2020 (getrennte Abstimmung wie folgt): 

a) Steuerhebesätze 

Mit Handzeichen: 24 Ja-Stimmen (einstimmig) 

b) Dienstpostenplan 

Mit Handzeichen: 24 Ja-Stimmen (einstimmig) 

c) Haushaltsvoranschlag und MEFP 2020-2024 

Mit Handzeichen: 24 Ja-Stimmen (einstimmig) 

d) Essensbeiträge + Kindergartentransport + Bastelbeitrag + Eintritte Hallenbad 

Mit Handzeichen: 24 Ja-Stimmen (einstimmig 

 

 

 

 

 

 

Zu 11.  Allfälliges 
 

GV Zillner wünscht eine besinnliche Weihnachtszeit und einen guten Rutsch ins Neue Jahr, dem 

schließen sich GV DI Matzinger und GR Kapplmüller an.   

Vzbgm. Wöckinger bedankt sich für das ihm ausgesprochene Vertrauen und bittet um eine weiterhin 

gute Zusammenarbeit. 

Bgm. Wurm bedankt sich für die Zusammenarbeit im abgelaufenen Jahr und wünscht ebenfalls er-

holsame Feiertage und lädt zu einem Imbiss und 2 Getränken ins Gasthaus ZANOS ein. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

vom 26.09.2019 wurden keine Einwendungen erhoben. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vor-

liegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung. 

Ende der Sitzung: 21:05 Uhr 

Vorsitzender: Schriftführer: 

Wurm Wilhelm e.h. 

_________________________ 

Matzinger Christian e.h. 

Lehner Gerhard e.h. 

_________________________ 

Genehmigung Verhandlungsschrift 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 

am 05.03.2020 keine Einwendung erhoben bzw. die Verhandlungsschrift ohne Änderung genehmigt 

wurde. 

Folgende Änderungen wurden genehmigt: 

Siehe Verhandlungsschrift vom _________ und diesem Protokoll beigefügten Berichtigungsvermerk. 

Im Sinne des § 54 Abs. 5 Oö. Gemeindeordnung wird vom Vorsitzenden und von den unterzeichneten 

Mitgliedern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen das ordnungsgemäße Zustandekommen der 

Verhandlungsschrift bestätigt. 

Unterweitersdorf, am 05.03.2020 

Der Vorsitzende: 

Wurm Wilhelm e.h. 

________________________ 

Gemeinderat (SPÖ): Gemeinderat (ÖVP): Gemeinderat (BUNT): 

Zillner Günther e.h. 

_________________________ 

Matzinger Johannes e.h. 

_________________________ 

Kapplmüller Anton e.h. 

_________________________ 


